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Drucksache VI/2812 


Sachgebiet 85 

Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksachen VI/2643, VI/2784 — 

und über den von den Abgeordneten Frau Stommel, Dr. Götz, 

Frau Schroeder (Detmold), Burger, Baier, Vogt, Winkelheide 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksachen VI/2267, VI/2784 — 


Bericht des Abgeordneten Baier 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltsldge ver- 
einbar. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Erhö- 
hung der Einkommensgrenze von 13 200 DM auf 
15 000 DM für die Gewährung von Kindergeld an 
Personen mit nicht mehr als zwei Kindern vor. 

Allgemein sind die Einkommen von 1969 auf 
1970 erheblich gestiegen. Infolgedessen würde ein 
großer Teil der (voraussichtlich etwa 520 000) Per- 
sonen, die wegen ihrer Einkommensverhältnisse im 
Jahre 1969 auf Grund der eingangs genannten Er- 
höhung der Einkommensgrenze den Anspruch auf 
Zweitkindergeld erhalten haben, diesen Anspruch 
bereits zum 1. Januar 1972 wieder verlieren, weil 
ihr dann maßgebliches Einkommen des Jahres 1970 
oberhalb der Einkommensgrenze gelegen hat. Dieses 
familien- und sozialpolitisch mißliche Ergebnis muß 
durch eine Erhöhung der Einkommensgrenze korri- 
giert werden. 


I Würde die Einkommensgrenze nicht erhöht, so 
würden 1972 etwa 50 000 000 DM Zweitkindergeld 
weniger zu zahlen sein. Die vorgeschlagene Er- 
höhung der Einkommensgrenze erfordert keine 
I Mehrkosten. Der Entwurf des Haushaltsplans 1972 
j sowie die mittelfristige Finanzplanung decken die 
I Ansätze entsprechend der vorliegenden Gesetzes- 
j novelle. 

I 

I Der von den Abgeordneten Frau Stommel, Dr. 

I Götz, Frau Schroeder (Detmold), Burger, Baier, Vogt, 

; Winkelheide und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
j gebrachte Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Än- 
I derung des Bundeskindergeldgesetzes — Druck- 
1 Sache VI/2267 — ist im federführenden Ausschuß für 
I Jugend, Familie und Gesundheit abgelehnt worden. 

I Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
' Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit vor- 
' geschlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 11. November 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Baier 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



